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Vccmclmanns, Bürgermeister aus Prümmern.
Clostermann, Gutsbesitzer aus Warbt bei Sieg-^

bürg.
Gemünd, Gutsbesitzer aus Breisig.
Guitticnne, Gutsbesitzer aus Nicdcraltdorf.
von Haeften, Laudrath aus Cleve.
Hahn, Bürgermeister aus Girbclsrath.
Harz he im, Bürgermeister aus Geyeu.
von Ising, Gntsbcsitzcr aus Vogelsaug im Kreise

Nees.
Kl ein ermann, Bürgermeister aus Dürboslar.
Koch, Gutsbesitzer aus Wiltiugcn.

Kiltz, Gutsbesitzeraus Waldböckelhcim.
Lcvcn, Bürgermeister und Gutsbesitzeraus Benrath.
Olbcrh, Gutsbesitzer aus Erp.
Remele, Gutsbesitzer aus Aldckerk (Haus Gasten-

dout).
Schmitz, Gntsbcsitzer ans Iluerich, Kreis Crcfcld.
Schnlt, Bürgermeister aus Giessen, Kreis Berg-

Heim.
Seulcn, Major a. D., Bürgermeister aus Borst.
Trütschlcr, Gutsbesitzer ans Kirchbcrg.
Wirz, Gutsbesitzeru. Neutmeistcr aus Vassenhcim.
vr. Würz er, Bürgermeister aus Niedcrhammcrstcin.

Adressen,
die Allerhöchsten Proposttionenbetreffend.

Merdurchlauchtigster Großmachtigster König!
Hllergnädigster König und Herr!

i) Entwurf eines Gesetzes Guer KöniglicheMajestät haben Allcrgnädigstgeruht, den zum zwölfte,: Laudtage versammelten
^""^" der Nheinprovinz einen Gesetz-Eutwurf vorzulegen, welcher die AuStrockuung von

pellatlons-Gerichtshofeszu Grundstückenmittelst der Drainage zn erleichtern bezweckt.Die trengehorsamstenStände haben
Löln und des Justiz-Senates ": dieser Vorlage einen neuen Beweis der landesuäterlichcnFürsorge erkannt und dieselbe einer
zu Nhrenbreitstein. umsichtigenVcrathnng unterbreitet.

Bei dieser Berathung haben sich gegen die Einführuug der iu den vorgelegtenEntwurf anfgcnommenen
§8 11 bis 34 des Gesetzes vom 15. November 1811 wesentliche Bedenken, welche in dem gehorsamstbeige¬
fügten Berichte ausgeführt uud motivirt sind, hcransgcstcllt, und wurde die Abfassung eines den Nechts-
Institutionen der Provinz entsprechenden anderweitigen Gesetz-Entwurfs beschlossen.

Die trengehorsamstenStände crlanbcn sich, diesen Entwurf Euer Köuiglichcu Majestät mit der Bitte
zu überreichen,Allcrhöchstdiesclbmwollen zu befehlen geruhen, daß derselbe der bevorstehenden Versammlung
des allgemeinenLandtages znr ferneren Berathung und Bcschlnßnahmevorgelegt werde.

Düsseldorf, den 25. Octobcr 1856.
In tiefster Ehrfurcht ersterben

Euer Majestät
treugehorsamsteStände der Rheinprovinz.

Der Landtags-Marschall:
gez.: Freiherr von Waldbott-Bassenheim-Bornheim.
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Bericht des zweiten Ausschusses
über die KöniglicheProposition, die Ginführung der §z 11—34 des Vorfluths - Gesches

vom 15. November 1811 betreffend.

Berichterstatter: Stupp.

Die Wirkungen der Drainage auf die Melioration des Bodens haben sich in dem letzten Iahrzehcnd
in dem Maaße bewährt, daß es an der Zeit ist, die Hindernisse, welche derselbenentgegen stehen, im Wege
der Gesetzgebung zu beseitige,:. Es gehört im Nhcinlande zu den seltenenFällen, daß die Lage der Grund¬
stücke die Ableitung des Wassers gestattet, ohne daß dasselbeüber fremde Grundstückegeführt werde. In
den Provinzen, wo das allgemeine Landrccht gilt, ist dnrch das Gesetz vom 15. November 1811 den Grnnd-
cigcnthümern die Befugnis; verlieheu, gegen angemessene Entschädigung, behufs Entwässerung ihrer Grund¬
stücke, Wasserleitungenüber benachbarte Grundstückezu ziehen. Das Gesetz vom 11. Mai 1853 hat diese
Befugniß auch auf die Anlage von Drains ausgedehnt.

Auch in Frankreich wurde das Bedürfniß eiuer gesetzlichen Ncguliruug der Drainage anerkannt und
dnrch das Gesetz vom 11. März 1854 das Nccht, Wasserabflüsseüber fremde Grundstücke sich zu verschaf¬
fen , sanctionirt.

Der Mangel eines ähnlichenGesetzes im Bezirkedes Nhcin. AppcllationögerichtShofesveranlaßte einige
Mitglieder des Allg. Landtags, unter dem 7. December vorigen Jahres das Ministerium für landwirth-
schaftlichc Augelcgcuhcitcuzu bitteu, dem damals versammeltenAllg. Landtag einen Gesetz-Entwurf gleichen
Inhalts vorzulegen.

Anf dieses Gesuch eingehend, hat das hohe Ministerium von den fünf Negiernngs - Collegicn der
Nheinprovinz über die Frage, ob es angemessen sei, die W 11 — 34 des Gesetzes vom 15. November 1811
in die Nheinprovinz einzuführen, einen gutachtliche!, Bericht eingefordert.

Das Bedürfniß eines Gesetzes über die Drainage wnrde von allen Regierungen anerkannt. Einige
Regierungen hielten des Endes die Publikation der vorangcfnhrten M 11 — 34 für hinreichend, zwei Col-
legien haben dagegen sich für die Erlassuug eiucs bcsoudcrcuGesetzes ausgesprochen Die Königl. Negicrnng
zu Köln hat sogar einen Eutwurf, welcherdem frcmzösischcnGesetze uachgebildetist, ciugereicht.

Der letztere Entwurf war dem Ncfcrcnteu bekannt, indem er nebst noch einem anderen Mitglicde des
Ausschusseseiner Vcrathnng desselben mit dem Decernenten der Königl. Negicrnng beigewohnt hatte. Dies
veranlaßte denselben, gedachten Entwurf dem Ausschusse zur Kcnntnißnahmc uud mit dem Ersuchen vorzu¬
legen, denselben seiner Berathung zu uutcrbrciteu. Diesen: Ansuchen glaubte der Ausschnß um so mehr
willfahren zn müssen, als in den Motiven der Vorlage eine ausführliche Prüfnng, zwar uicht des Entwurfs,
wohl aber des Französischen Gesetzes aufgenommenist. Durch diese Behandlung der Sache ist der Ausschuß
uuvcrkcnnbar cmgcwicscn,ncbcn dem Gesetze vou 1811 auch das FranzösischeGesetz zu Prüfen, ^»i'. beide
gegen einander zu halten.

Durch diese Betrachtung wurde der Gang der Berathung im Ansschusse dahin bestimmt,daß zuvörderst
die KöniglichePropositiou und demnächst der Eutwurf der Ncgicruug zu Kölu zur Distussiou gelaugte.

Es wurde hierbei zuvörderst bemerkt, daß das Gesetz von 1811 zwei vcrschiedcue Ncchtsmaterien
behandle, nämlich zuerst uud zwar im § 1 — 14 die Negulirung der Stauuugs-Aulageu bei Triebwerken in
fließendenGewässern. Die Bcstimmnngen der §8 1 — 10, welchevon der FeststeUnugder Stauhöhe hau-
delu, siud in die Königliche Propositiou nicht aufgenommen. In den §§ 11 — 14 ist der Grundsatz aus¬
gesprochen,daß das Interesse der Indnstrie dem der Bodcnknltnr nachstehensoll. Demnach sollen nach der
Bestimmung der Provinzial-Behörde die rechtmäßig errichteten Stauwerke cingeschräutt oder gänzlich weg¬
geräumt werden, sobald daraus eiu Vortheil für die Bodeutultur entsteht.
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Die folgendenU 15 — 34 enthalten die Bestimmungen über die Ableitung solcher Wasser, welche auf
den Läudereien sich sammeln und diese versumpfen. Sie statniren das Nccht, solche Wässer über fremdes
Eigenthum abzuführen.

Die in der Vorlage aufgenommenen U 11 — 14 berühren fonach die Drainage nicht; sie verfügen,
daß im Interesse der Bodenkultur Triebwerke au Flüssen dürfen weggeräumt werden. Es war hiernach die
Frage zunächst zn distutircn, ob diese Bestimmnng von dem Landtage zn befürworten fei.

Die Ansichtender Ausschuß-Mitgliederüber diese Fragen waren getheilt. Von der einen Seite wurde
zwar anerkannt, daß es wünschenswert!)sei, die Hindernisse, welche durch die Stauungs-Anlagcn der Wiesen-
Kultur au vielen Orten der Provinz entgegentreten, im Interesse der Boden-Kultur zu beseitige» sofern
dies ohne wesentliche Beeinträchtigung der Industrie, ohne übergroße Opfer auszuführen fei; dabei wnrde
jedoch angeführt, daß es um fo mehr bedenklich erscheine,über industrielleAnlagen olmc weiteres den Stab
zu brechen, als die Nhcinprovinz nicht minder der Industrie wie der Boden-Kultur ihreu Wohlstand ver¬
daute; deshalb habe auch der RheinischeProvinzial-Landtag im Jahre 1843, als ihm das Ncwässernngs-
Gcsetz vom 28. Iannar desselben Jahres zur Begutachtung vorgelegt worden, sich gegen eine ähnliche in
das gedachte Gesetz aufgenommeneBestimmung ansgesprochen,wonach dann anch des Königs Majestät jenes
Gesetz uutcr dem 0. Januar 1845 mit der Maaßgabc in dem Bezirke des Nhein. Appellations-Gcrichtshofcs
pnblizirt, daß bei der Entscheidungder Frage, ob bei einer Bcwässerungs-Anlageein überwiegendesLandcö-
Kultnr-Gesetz obwalte, das Interesse schon vorhandener, auf Triebwerken beruhender Anlagen im zweifel¬
haften Falle über das der Boden-Knltur zu stellen sei. Es wurde ferner bcmcrtt, die Frage, ob die vor¬
handenen Triebwerke im Interesse der Boden-Kultur zu beseitigenseien, erfordere eine vorherige gründliche
Nutcrsnchnng der bestehendenZustände, desgleicheneine sorgfältige Prüfung des davon zu erwartenden
Erfolges, wie nicht minder aller damit etwa vcrbuudcueuEveutualitätcu; es dürfte insbesonderezu ermitteln
sein, welchen Erfolg das Gesetz von 1811 in den Landesthcilcn, in denen dasselbe nun beinahe ein halbes
Iahrhnndert Gcltnng hat, gehabt habe, znmal es nicht constirc, ob und inwiefern dasselbe in den Kreisen
Nccs nnd Duisburg zur Anwendung gekommen; endlich vermisse man auch in den Motiven der Vorlage
jede Begründung der Einführ.uug der gedachten M 11 — 14 des Gesetzes vom 15. November 1811. "

Von anderer Seite wurde sogar hervorgehoben,daß für die Nhcinprovinz ein großes und gewiß.gleich
großes Interesse, die fraglichen Beftimmnngen einzuführen, obwalte; es wurde darauf hingewiesen, daß in
verschiedenen Theilen der Provinz, und namentlich in den Kreisen Nhcinbach, Enskirchen, Bergheim Grc-
venbroichund Neuß tanscndeMorgen Wiesen fast wcrthlos geworden, weil die namentlichen dein Erftflnssc
bestehenden Stanwertc dieselben einer gänzlichen Versumpfung cntgegcnführtcn, daß eben dieser bctlagcns-
werthe Znstand durch die Einschränkungoder Beseitigung der Stauungs-Anlagcn nicht uur würde gehoben
werden, sondern daß auch ciu uicht zu berechnenderGewinn für die Boden-Kultur und ein anfblühender
Znstand zahlreicherOrtschaften daraus hervorgehen würde.

Bei der hicranf vorgenommenenAbstimmung stimmten fünf Mitglieder für nnd sechs gegen die Eiu-
führnng der §8 11 —1U des Gesetzes vom 15. November 1811.

Der Ausschuß ging nnnmchr zur Berathung der Frage, ob es ein Bedürfniß sei, ein GeseK zu erlassen
welches bchnfs Förderung der Drainage Wasser-Abflüsseüber fremdes Grnndcigenthum gestatte, ^n Anbe¬
tracht der vortheilhaftcn Wirtnngen, welche nach den bisherigen Erfahruugcn die Drainage ans die Melio¬
ration des Bodens ausgeübt hat, wurde das Bedürfniß eures solchen Gesetzes einstimmiganerkannt

Zur Sache selbst übcrgehcud, wurden bei den Entwürfen sowohl die Königliche Proposition wie der
Entwurf der Königlicheu Negierung zu Kölu distutirt uud ausführlich erörtert, ob jene oder der Entwurf
der Ncgieruug, vorbehaltlichder speziellen Diskussion, dem Landtage zur Annahme zu empfehlenfei Der
Ausschuß eutschied sich für den letzterenEntwurf, und zwar aus folgenden Gründen:
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Vor Allem erschien es bedenklich, für Anlagen, welche erst in der jüngsten Zeit erfunden und einge¬
führt worden, eine Neihe von Paragraphen aus einem älteren Gesetze einzuführen; es wnrdc das um fo
mehr für bedenklich gehalten, als das ältere Gesetz durch spätere in manchen Punkten abgeändert worden.

Zur Sache selbst hat das Gesetz ciu zweifaches Verfahren vorgeschrieben. Znerst ist es die Negiernng,
welche eine Untersuchungüber die Zweckmäßigkeit der Anlage, dann über deren Ausführbarkeit eine Unter-
fuchuug anzustellen, nnd demnächst den Plan zn den Gntwäsferungs-Anlagen zu entwerfen hat. Diese Ope¬
ration ist in allen Fallen anch dann, wenn die Parthcien einig sind, erforderlich. § 17. Zwar hat das
KöniglicheMinisterium für laudwirthschaftlicheAngelegenheiten uuter dem 6. August 1.853, unter Verwei¬
sung auf den § 19 des Gesetzes vom 28. Januar 1853, entschieden, daß es im Falle der Einigkeit der
Parthcien einer amtlichenUntersuchung uicht bedürfe. Wird nun eben heute das Gesetz vou 1811 in der
Nheinprovinz pnblizirt, so gilt es als I«x n<,vi««i>u», welchesdnrch Berufung ans ein älteres Gesetz nicht
außer Anwendung belassen werden kann.

Ist nun das von der Negierung vorzunehmendeVerfahren beendet uud der Gntwäsferungs- Plan fest¬
gestellt, so geht die Sache an Schiedsrichter, welche die Entschädigung zn ermitteln haben. Beide Theile
ernennen je einen Schiedsrichter, uud die Regierung bestelltden dritten. Wenn außer dcu Parthcieu uoch
andere Personen ein besonderesInteresse an der Sache haben, z. B. wegen Fischerei, Viehtränken ?c., so
haben anch diese einen Schiedsrichter zu erucnucu. Die so gewählten. Schiedsrichter entscheidenüber die
Entschädigungnach Mehrheit der Stimmen, uud zwar endgültig, und haben ferner die Vollziehung der
Entwässerung selbst anzuorducu.

Gegen dieses Verfahren läßt sich erinnern: 1. daß dasselbe zu kostspielig ist, nnd 2. daß es die Par¬
thcien nicht gegen Verletzungenschützt. Zuerst soll der Ncgicruugs - Eommissar die Untersuchung anstelle»
und den Entwässerungsplan entwerfen. Die Kosten, welche durch diese Operation aufgehen, werden an sich
schon nicht unbcdcntcndsein. Das schiedsrichterlicheVerfahren wird demnach nach ferneren uud uach bekannten
Erfahruugen viel höbere Kosten verursachen. Der die Entwässerung nachsuchende Theil wird daher gerechtes
Bedenkentragen, die Anlage zu provociren, aus Furcht, sich mit .Kosten zu belasten, wclche die Vortheile
der Anlage selbst vielleicht absorbircn.

Das Urtheil vou Schiedsrichtern ist in der Regel ein durchaus unzuverlässiges. Es ist ciuc bestimmte
Thatsache, daß dicselbcu sich gewöhnlich als Vertreter des Theiles, der sie gewählt hat, betrachten, nnd
deshalb nicht nnbefangcn in ihrem Urtheile siud. — Wie es nnn zu halten fei, wenn dieselbe,: verschiedene
Vota abgeben, wenn der eine die Entschädiguug auf 50, der zweite auf 80, der dritte auf 120 Thlr., und
im Falle des H 31 der vierte lind fünfte wieder auf auderc Summen arbitrircn, ist nirgend ansgcsprochcn.
Dabei ist der große Uebelstandnicht zu übersehen,daß nach ^ W der gewählteSchiedsrichter gezwungenist,
das Schicdsrichteramt anzuuehmcn, auch eine eidliche Vcrpflichtuug der Schiedsrichter nicht stattfindet. Ein¬
mal läßt es sich nicht rechtfertigen, daß Jemand gczwnngcnwerden soll, das Nichteramt zu üben. Zum
Auderu wird selten eine gründliche Prüfung nnd zuverlässigeEntschcidnng zu erwartcu sein. In den Mo¬
tiven wird der Einführnug des Gesetzes vou 1811 um des willeu der Vorzug gegen ein nencs Gesetz einge¬
räumt, weil es nicht rathsam erscheine,in das Preußische, ohuchiu sehr umfangreichcund vereinzelteWas-
scrrccht ohne die dringendsteNothwendigkeitwieder ein ganz neues Gesetz eiuznschicben und die Verwicklung
dieser Ncchtsmotivezu vermehren. — Nun frage ich aber, was ist gerathener, für eine erst heute in die
Praxis eingeführte Anlage — die Drainage — ein eigenes Gesetz geben, welchesder Sache, wie den son¬
stigen gesetzlichenInstitntionen genau angepaßt ist, oder ein älteres, welches in einem anderen Vandc, unter
ganz anderen Nechts-Nnsichteugeschaffen worden, und welcheszum Theil autiquirt, zum Tbeil dnrch neuere
Gesetze modifizirt ist, als neues Gesetz pnblizircn? Das hieße doch offenbar Vcrwicklnngin diese Ncchts-
Matcric hineinbringen. Man denke sich nur die Vcrwirruug, wclche cutstehenwürde, wollte man heute in
den Provinzen des AllgemeinenLandrechis das Gcsctz von 1811 als lex uovi««»«» vcrtündcn. So wün-
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schenswcrthdie Ncchtseinheit im Staate ist, so ist und bleibt doch immer die Rechtssicherheitüberwiegend.
Es mag sein, daß, wie in den Motiven behauptet wird, die Drainage hier wie dort gleiche Bedeutung hat
Wir haben es indeß hier mit der Drainage selbst nicht zn thnn, sondern mit den .Hindernissen,welche nach
der bestehenden Gesetzgebungder Ausführung der Drainage entgegenstehen,sowie mit dem Verfahren durch
welches diese Hiudernissezu beseitigensind. Daß die-dcsfallsigen Vorschriften den Rechts-Institutionen des
Landes anzupassensind, wird wohl nicht bezweifelt werden wollen.

In den Motiven zn dem Entwurf der KöniglichenNegierung zu Cö'ln ist darauf aufmerksamgemacht
daß durch die Einführung des Gesetzes von 1811 das Gesetz vom 16. September 1807, über die Ausdrock-
nung von Sümpfen, würde modificirt werden, was doch durchans nicht die Absicht sein kann.

Nachdemder Verfasserder Motive die Gründe für die Einführnng des Gesetzes von 1811 ausgesprochen
geht derselbe zur Kritik des französischen Gesetzes vom 11. Iannar 1854 über. Wozu eine Kritik dieses
Gesetzes dieucn soll, ist nicht abzusehen. Von der KöniglichenNegiernng in Cöln war nicht dieses Gesetz
sondern ein eigener demselben nachgebildeterEntwurf befürwortet. Es durfte daher erwartet werden daß
dieser Entwurf einer Prüfung wäre unbreitct wordeu. ^

Der erste Ginwand hat die Verfügung des Art. 2 des französischen Gesetzes, welcherim Wescutlichen
mit dem § 2 des Negierungs-Entwurfs übereinstimml, znm Gegenstand. Will man dem hier — S 9 nnd
10 — ansgcsprochencnEinwand eine Bedeutung gebe«, so muß mau auf Seiten des Verfassers ein Miß-
Verständnißoder eine Unkenntnis; der Drainage unterstellen, die kaum erklärlich ist. M will mich daher
darauf beschränken, den ^inn des 8 2 >-°«,., Art. 2 zn verdeutlichen, nnd dann jedem überlassen zu
beurtheilen, ob der vou dem Verfasser gefundeneWiderspruch vorhanden ist. '

Der Art. 1 berechtigt den Grundeigcnthümer znr Ableitung des durch die Drainage sich sammelnden
Wassers Abzugs - Kanäle und Gräben über das benachbarte Grundstück anzulegen. Nun sagt der Art 2
daß der Eigenthümer des Grundstücks, über welches die Wasserleitung geführt wird, so wie jeder Eigen-
thümer der benachbarten Grundstücke, sich gleichfalls der gemachten Anlagen znm Abflusse ihres Wassers
bedienen dürfe, d. h. wenn anch sie die Drainage auf ihren Grundstückenanlegen. Die Sache verhält sich
folgendermaßen; Es drainirt Jemand ein Grundstück, welches eine höhere Lage hat, als die benachbarten
haben. Die Drains und zwar die Sangdrainö werden in einer Entfernung von 3 — 4 Nnthcn in der
Nichtnng vom höchsten Pnntc des Grundstücksnach dem tiefer gelegenenTheile, wo dasselbe an ein bcnach-
bartes Grundstückangrenzt, gelegt. An der Grenze des Grundstücks, etwa ein oder zwei Nnthcn davon
entfernt, wird qner über dasselbe ein Sammeldrain gelegt. In letzteren münden sämmtlicheSanadrains
und führen demselbendie Wasser zn. Das Sammeldrain führt die Wasser bis znr Grenze des Grundstücks -
um sie weiter zn schaffen, mnß von hier aus das Sammeldraiu durch das benachbarte Grundstückgeführt
werden, bis dahin, wo das Wasser einen freien Abflnßweg erreicht. Will nnn der Eigenthümer des letzter«
Grundstücks dieses drainiren, d. h. ^angdrains auf demselbeuanlegen nnd dnrch dieselben das Waffe/dem
von feinen Nachbarn gelegten Sammeldrain zuführen, dann nnd nnr dann foll er nach Art 2 p««,. 8 2
einen verhaltnißmäßigen Beitrag zn den Kostcr leisten. Dieselbe Vefngniß hat auch jeder audere Nachbar"
wenn anch dessen Grnndstücknicht angrenzend ist. '

Diese knrze Erläuternng wird, hoffe ich, genügen, das in den Motiven erhobeneBedenkenzu heben
Es ist dabei nur zu bemerken, daß zn den Kosten der Unterhaltung der Sammeldrains oder Abznqsarabcn
der Nachbar nach dem Entwnrf eben so wenig als zn den Anlagekostenherangezogenwerden kann Anch
das Gesetz von 1811 § 23 hat diese Verpflichtung keineswegs ausgesprochen, uud weuu in einen: Ministe-
rial-Neseripte vom 29. November 1842 das Gegentheil entschieden ist, so steht diese Entscheidnnamit dem
Gesetze im offenbarstenWiderspruch. ^

Die ferneren Ansstellnngen gegen das franz. Gesetz ro«p. den Negierungs - Entwurf S 10 sind so
unwesentlich,daß sie hier füglich Übergängenwerden können.
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Nachdemsich der Ausschuß aus den vorhiu augeführten Gründen für tue Annahme des Entwurfs der
Köuiglichcn Negierung zu Cöln ausgesprochen hatte, wurde zur Berathung der einzelnen 88 desselben
übergegangen.

8 ^
In diesem§ wird das Nccht zur Wasserleitung über fremde Grundstücke festgestellt und zur Beseiti¬

gung von Zweifel als Servitm qualifizirt. Letztere Bcstimmuug hat zu Folge, das; alle bezüglich desselben
sich künftig erhebendenStreitigkeiten nach den gesetzlichen Vorschriften über die Scrvitutcn zu entscheiden
sind. Ob die durch das Gesetz vom 15. November 1811 gestatteten Wasserleitungen Eigenthum des Berech¬
tigten werden, ist zweifelhaft.

Dem Ausschuß erscheint es durchaus sachgemäß, daß, wie der § 1 sagt, derglcicheuWasserleitungen
nicht durch Häuser, Höfe :c. geführt wcrdcu dürfen. Diefe Bestimmung wird in dem Gesetz vom 15. Nov.
1811 gänzlich vermißt. Der Ausschuß erachtet es für zweckmäßig, daß der Ausdruck „Häuser" durch
„Gebäude" ersetzt werde, daun daß bei Partaulagcn die Worte „durch Mauern" wegfallen, weil der Gruud,
weshalb Hofräumc uud Gärtcu auszuschließen sind, anch auf das Gebäude überhaupt sich beziehe, und
Partaulagen, welche durch Garten-Zäuuc «. eingeschlossen sind, gleicheil Anspruch auf Schutz haben, wie
die dnrch Mauern eingeschlossenen.

§ 2.
Die Bestimmung dieses § beruht ans dem Interesse aller Betheiligtcn, indem für alle durch die gemein¬

same Benntznng des Sammeldrains Kosten erspart werden, uud dennoch der Zweck erreicht wird. Ein
Uuterschicd zwischender Benutzung des Sammcldrains durch den Eigenthümer des belasteten Grundstücks
und der Benutzuug durch die Besitzer benachbarter Grundstücke besteht darin, daß jener jeden beliebigen
und uachthciligcn Gebrauch davon machen, dieser solche nnr zum Zwecke der Bodenkultur benutzen darf.
Diese Unterscheidungbcrnht auf dem Grundsatz, daß der Eigenthümer nnr so wenig, als durchaus dnrch
den Zweck gebotcu ist, iu der Benutzuug des Eigcuthümers beschränkt werden darf.

Hier ist von Genossenschaftendie Nedc, welche durch freie Ncbcrcinkuuft der Interessenten gebildet
werden. Es ist noch nicht an der Zeit, für die Drainage Zwangsgeuvssenschaftenzu statuiren. Sie sollen
durch die Bezirks - Ncgicrungcu gebildet werden, auch durch diese ihr Statur erhalieu. Bei ausgedebuten
Genossenschaften,die übrigens höchst selten vorkommenwerden, taun ihnen das Expropriationsrccht durch
den Landcshcrrn verliehen werden. Die Zustimmung der Ncgieruug zur Nildung der Genossenschaften wird
um deswillen für hinreichenderachtet, weil es sich hier um kleine Distrikte handelt, währcud die fonstigen
für die Entwässerung gebildete,: Genossenschaften sich über ein vielleicht mcilenlanges Gebiet erstreckt.

Bei diesem § fand der Ausschuß nichts zu erinnern.

8 5.
Dieser ist dem Gesetz über die Gemeinhcitsthcilungennachgebildet. Es ist daraus zu folgern, daß die

von dem Commissar vorzuschlagcude Entschädigung eine billige und gerechte sein werde, und daß demnach
die Betheiligtcn sich dabei beruhigen werden. Dem Gruudsahe getreu, daß in der Nhcinprovinz Niemand
das Nccht benommenwerden darf, seine Ansprücheim Wege Ncchtcnö geltend zn machen, glaubt der Aus¬
schuß denselbenuicht ausschließenzu dürfen.

Der Ausschuß proponirt dem Berechtigten die Bcfugniß einzuräumen, die Umlage der Wasserleitung
gleich nach der Fcststellnng des Planes vorznnrhmcn, uutcr der Bedingung, daß er die von dem Eommissar
vorgeschlagene Entschädiguug den Verpflichtetensofort zu zahlen sich bereit erkläre.
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8 6.
Die Vorschrift dieses § bezweckt,das Interesse beider Theile nach Möglichkeit gleichmäßigzu berück¬

sichtigen und beruht auf dem Grundsatz, daß der Scrvitnt-Bcrcchtigte solche Abänderungen sich muß gefallen
lassen, wenn sein Scrvitut dadurch uicht beeinträchtigt wird.

Die hier ausgesprocheneStraf-Bestimmung bedarf der Rechtfertigung nicht.

Gntwurf eines Gesetzes

über die Ableitung der Wässer zur Entwässerung von Grundstückenmittelst der Drainage im
Bezirke des RheinischenAppellations-Gerichts-Hofes und des Justiz-Senats zu

N h r e n b r e i t st c i n.

8 1.
Jeder Eigenthümer, welcher sein Gruudcigcnthnm durch Drainage oder eine andere Art der Austrock-

uuug verbessernwill, kaun das Wasser von demselben gegen Gewährung einer vollständigen Entschädigung
(§ f>) unterirdisch oder oberirdisch oder durch die fremde Grundstücke führcu, welche sciu Gruudstückvon
eiuem Wasserlanf oder einem andern Abflußwcgetrennen.

Dieses Necht, welches in Vezichnug auf die berührtcu fremden Grundstückeeiue Servitut bcgrüudet,
kann jedoch nur zum Behufe der Vodcuuerbcssernngund uiemals gegen fremde Gebäude, Höfe, Gärten und
eingeschlossenePartanlagen ausgeübt werden.

8 2.
Nicht nur die Eigenthümer der Grnndstücke, durch welche das Wasser geführt wird, soudern auch die

der beuachbartcu Grundstücke, sind befugt, die 'gemachten Anlagen ebenfalls zu Abfluß ihres Wassers zu
benutzen, wenn dieses den Anlagen keinen Nachtheil bringt, und es 'sich bei benachbarten.Grundstückcuzu¬
gleich um die Bodenverbessernnghandelt.

Die Eigenthümer haben in diesen: ^alle zu tragen:
») einen verhältnißmäßigcn Theil an den Kosten der Anlagen, wovon sie Nutzen ziehen,
I,) die kosten der Abändcrnngcn an diesen Anlagen, welche die Ausübung ihres Nechts nöthig machen

möchte und
«) für die Mimst eine verhältnismäßige Beisteuer zur Untcrhaltuug der gemeinsamgewordenenAnlagen

8 3.
Mehrere Eigenthümer, welche znm Behuf der Verbesserung ihrer Grundstücke durch Drainage oder

eine andere Art der Austrocknuug, sich zu Aulagcu zur Abführung des Wassers vereinigen wollen, können
durch die Bezirks-Regierungen zu Gcuosscuschaftenverbuudeu werden, welche durch eiu vou derselbenfest¬
zustellendesStatut juristischePersönlichkeit und ihre Vcrfassnng erhalten, nnd deren demgemäßnmgclcgtc
Beiträge zu den Anlage- und Unterhaltung«- Kosten durch den ErHeber der EommunalstcncrMich dieser
eingezogen werden können.

Solche Genossenschaftenkönnen sich, wenn ihucn zn größeren Anlagen znr Abführung des Wassers
die Erwerbung vou Gruudstücteu erforderlich ist, zn diesem Vehnf um die landesherrliche Verleihung des
Ervrovriatiousrcchtcs bewerben.

8 4.
Ueber das Vorhandensein der Bedingungen, welche die 88 1 und 2 für die darauf zu stellendenAn¬

fordernden enthalten, sowie über den Lauf uud die Ausführung^ - Anlagen zur Ableitung des Wassers
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entscheidet in Streitfällen die Bezirks-Regierung, unter Vorbehalt des Necurscs an das Ministerium für
landwirthschaftlicheAngelegenheiten.

8 5.
Sowohl die Entschädigung, welche dem Eigcuthümer eines Grnndstncks für den wirtlichen Nachtheil

zu gewähren ist, der ihm aus dessen Belastung mit der im H 1 bezeichneten Scrvitut erwächst, als die
Beiträge, welche die im § 2 gcuauntcn Grnndcigcnthümer für die Benutzung schon vorhandener Anlagen
zu zahlen haben, setzt die Bezirks - Negiernng dnrch Resolut fest. Die Kosten dieses Verfahrens trägt der
Ertrahent.

Gegen den Inhalt des Resoluts ist binnen 4 Wochen nach dessen Zustellung der Rechtsweg znlässig.
Erkennt aber das Gericht bezüglich des streitigen Entfchädignngs-Betrags für denjenigen, welcheranf dem
Rechtsweg provocirte, nicht günstiger, als dies im Rcgiernngs-Resolnte geschehen war, so fallen die Kosten
des gerichtlichen Vcrfahrcus dem Provoeanteu allein zur Last.

Der Erwerber des Rechtes, wenn er sich bei der Feststellnng durch die Bezirks - Regierung bernhigt,
ist befugt, die Aulage sofort auszuführen, hat jedoch vorher die festgestellte Entschädigungzn zahlen.

8 6.
Sollte der Eigenthümer eines Grundstücks, welchesmit der im § 1 bezeichneten Servitnt belastet wor¬

den, später von demselbeneinen Gebranch machenwollen, dem die Servitnt nach dem Befinden der Bczirks-
Ncgierung ein Hinderniß entgegenstellenwürde, fo kann die letztere — insofern die Wasser-AbleitnngSanlage
einen jenen (Gebrauch ermöglichendeAbänderung ohne Beeinträchtigung ihres Nutzeus zuläßt — ans den
Antrag des Grundeigenthümers dem Servitntbcrcchtigtcn die gedachte Amdcrnng auferlegen. — Der Grund-
eigenthümcr ist dann zur Tragung aller durch die von ihm beantragte Aenderung in der Wasscrlcitnng
dem Servitutberechtigten >e»p. den bei der Wasserleitung etwa mitbetheiligtcn Adjaccnten, erwachsende Kosten
verpflichtet. Der Betrag der letzteren wird nach Maßgabe der im § 5 enthaltenen Vestimmnngcn von der
Negierung, eventuell von dem Gerichte festgesetzt.

8 ?.
Wer unterirdischeAbleitungen des Wassers in Röhren oder Kanälen oder offene Entwässerungsgräben

vorsätzlich und rechtswidrig ganz oder theilwcisc zerstört, beschädigt oder unwirksam macht, wird nach § 281
des Strafgesehbuches mit Gefängniß bis zu 2 Jahren und bei Feststellung mildernder Umstände mit einer
Geldbuße bis zu 50 Thlr. bestraft.

Düsseldorf, den 25. October 1856.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
HÄergniidigster König und Herr!

Guer Majestät haben geruht, deu zum zwölften rhcinifchcnLandtage trengchorsamst vcrsam- 2) Entwurf eines Gesetzes,
melten Stauden den revidirten Entwurf eines Gesetzes betreffenddie Ncgnlirnng des Abdeckerei- betteffenddie Neguliiung des
Wefcns Allcrgnädigst vorlegen zu lassen. Abd°ck°«iwesens.

Nachdem die Stände den fraglichen Gcfetz - Entwurf in trencr Pflichterfüllung einer Prüfung unter¬
zogen haben, gestatten sich dieselbenEuer Majestät ehrfurchtsvoll vorzustellen,daß, wenngleich' ein Bedürfniß
zu einer legislatorischenBehandlung des Abdeckerei-Wesensin der Nhcinprovinz nicht vorhanden ist, eben
so wenig bei den Stände« im Allgemeiucu ein Bedenken gegen die Grundsätze obwaltet, welche in dem
Gesetz-Entwürfe niedergelegt find.

Wir ersterben:c.
Düsseldorf, den 11. October 1856.
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